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EEG und Netzpaket
im Bundestag

Bundestag befasst sich in erster Lesung mit ,,EEG 2027“ und ,Netzpaket”

Anderungen u.a. im EEG-Vergiitungssystem und im Netzanschlussverfahren

Scharfe Kritik und Anderungsvorschlige aus dem Bundesrat

Bundestag und Bundesrat befassen sich
nach der Sommerpause nun endlich mit
zwei Gesetzesvorhaben, die die Energie-
wirtschaft schon seit Jahresbeginn umtrei-
ben: Die lang erwartete Novelle des Erneu-
erbare-Energien-Gesetzes (EEG) zielt da-
rauf ab, das deutsche Vergiitungssystem
fiir erneuerbar produzierten Strom an
neue Vorgaben des EU-(Beihilfe-)Rechts
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anzupassen. Dartliber hinaus sollen die
Einspeise- und Vergiitungsmoglichkeiten
kleiner = (Aufdach-)Solaranlagen  be-
schrankt werden (BT-Drs. 21/7867). Dane-
ben hat das Bundeswirtschaftsministe-
rium unter Katharina Reiche den schlep-
penden Netzausbau zum Anlass genom-
men, einen weiteren Gesetzentwurf vorzu-
legen, nachdem der Netzanschluss von



EEG-Anlagen eingeschrankt werden und
das Netzanschlussverfahren allgemein
neu geregelt werden soll. Hierfiir soll das
sog. ,Netzpaket“ neben dem EEG auch das
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) andern
(BT-Drs. 21/7866).

Riickblick

Anfang des Jahres hatten zwei aus dem
Bundeswirtschaftsministerium durchge-
stochene Referentenentwiirfe die Energie-
branche in Aufruhr versetzt: Der Entwurf
der Novelle des Erneuerbare-Energien-Ge-
setzes (sog. EEG 2027) und des Gesetzpa-
ketes zur ,Anderung des Energiewirt-
schaftsrechts zur Synchronisierung des
Anlagenzubaus mit dem Netzzubau sowie
zur Verbesserung des Anschlussverfah-
ren“ (sog. Netzpaket). Leicht gedndert
wurden die Gesetzentwiirfe im Schnell-
durchgang einem verkiirzten Beteiligungs-
verfahren unterzogen und vor der Som-
merpause in den Bundestag eingebracht.

Am 24.09.2026 befasste sich der Bundes-
tag nun in erster Lesung mit den zwei Ge-
setzesvorhaben.

orka.law

orka Newsletter | Energierecht | EEG und Netzpaket im Bundestag

Das EEG 2027

Die Zeit drangt, denn das aktuell geltende
EEG 2023 hat nur ein begrenztes Haltbar-
keitsdatum. Am 01.01.2027 wird die bei-
hilferechtliche Genehmigung der EU-Kom-
mission fiir das aktuelle Fordersystem
auslaufen. Das EU-Recht schreibt zudem
vor, dass Anlagenbetreiber zukiinftig nicht
mehr einseitig geférdert werden diirfen,
sondern die Férderung z.B. die Form zwei-
seitiger Differenzvertrage (,Contracts for
Difference“) haben muss.

,EEG-FOorderung nur
noch mit Rickzah-
lungsmechanismus”

Aus diesem Grund fiihrt der Regierungs-
entwurf des EEG 2027 einen Abschop-
fungsmechanismus ein (§ 21c Abs. 1 EEG-
E). Betreiber von Anlagen mit einer instal-
lierten Leistung ab 100 Kilowatt sollen da-
mit dazu verpflichtet werden, fiir Kalen-
derjahre, in denen der Jahresmarktwert
des Stroms Uber dem fiir die Anlage durch
die Marktpramienférderung abgesicher-
ten Erlos (dem sog. ,anzulegenden Wert")
liegt, einen sogenannten Refinanzie-
rungsbeitrag an den Staat zurtickzuzah-
len. Anlagenbetreiber, die in Zeiten niedri-
ger Strompreise von der EEG-Erlosabsi-
cherung durch die Marktpramie profitie-
ren, sollen dafiir im Gegenzug in Zeiten ho-
her Markterlose ihre iiber dem anzulegen-
den Wert liegenden Gewinne an das EEG-
Konto zuriickfithren. Einmalig soll Anla-
genbetreibern die Moglichkeit gegeben
werden, ihren endgiiltigen Ausstieg aus
der Forderung (und damit der
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Abschopfung) zu erkldaren und etwa in die
sonstige Direktvermarktung zu wechseln.

Wihrend diese grofe Anderung im We-
sentlichen unvermeidbar ist, haben an-
dere geplante Anderungen des EEG erheb-
liche Kritik hervorgerufen. Dies gilt insbe-
sondere flr die Abschaffung der festen
Einspeisevergiitung fiir alle Anlagen bis
100 kWp installierter Leistung. Das Wirt-
schaftsministerium begriindet die Ab-
schaffung der Einspeiseverglitung damit,
dass auch kleinere Anlagen mittlerweile
direktvermarktungsreif seien also auch
ohne Forderung am Markt rentabel betrei-
ben werden konnten. An die Stelle der Ein-
speisevergiitung soll eine neue Veraufe-
rungsform mit dem Namen ,Netzbetrei-
berabnahme* treten (§§ 19 Abs. 1 Nr. 2,
21 Abs. 1 EEG-E). Unter ihr sollen kleine
Anlagen eine neu eingefiihrte befristete
Ubergangszahlung in Anspruch nehmen
konnen. Im Vergleich zu den ersten Leaks
wurde der Anwendungsbereich dieser
Ubergangszahlung im aktuellen Geset-
zesentwurf erweitert. Die Hohe der Vergii-
tung wird pauschal auf 1 Cent unterhalb
des jeweils anzulegenden Wertes festge-
legt.

,Geplante Anderungen
belasten vor allem kleinere
Solaranlagen”

Der vormals unbeschrankte Anspruch auf
Marktpridmie soll nun beschrankt werden
auf Anlagen ab 25 kW installierter Leis-
tung. Kleinere Anlagen sollen dafiir in der
sonstigen Direktvermarktung einen Bo-
nus in Hohe von 1,5 Cent pro kWh ausge-
zahlt bekommen (§ 50c EEG-E).
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Vorgesehen ist auch eine Wirkleistungs-
begrenzung kleiner Aufdach-Solaranla-
gen unter 100 kWh auf 50 % (§ 9 Abs. 2a
EEG-E). Daneben sollen auch die Aus-
schreibungsvolumen zu Lasten Kkleiner
Aufdach-Photovoltaikanlagen angepasst
werden (§§. 28 ff. EEG-E).

Das EEG 2027 soll am 01.01.2027 in Kraft
treten. Als Bestandsanlagen, auf die wei-
terhin das alte Recht anwendbar ist, sollen
Anlagen gelten, die vor dem 01.01.2027 in
Betrieb genommen wurden sind oder de-
ren anzulegender Wert in einem Zu-
schlagsverfahren eines Gebotstermins vor
dem 01.01.2027 ermittelt wurde (§ 100
Abs. 1 Nr. 1 EEG-E).

Kritik des Bundesrats

Der Bundesrat kritisiert die Bundesregie-
rung in seiner Stellungnahme vom
26.09.2026 (BR-Drs.470/26) scharffiir die
nachlassige Beteiligung der Lander und
Verbande im bisherigen Gesetzgebungs-
prozess zum EEG 2027.

Auch inhaltlich empfiehlt der Bundesrat
umfangreiche Anderungen, insbesondere
zugunsten kleinerer Anlagen:

So solle der Refinanzierungsbeitrag nur
fir Anlagen ab 200 kW installierter
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Leistung erhoben werden und daneben

der Wechsel zwischen Differenzvertrag . . . )
,2Einschrankung der finanziellen

Redispatch-Entschadigung in
sog. kapazitatslimitierten Gebie-

und Refinanzierung iiber Stromlieferver-
trage flexibler moglich sein. Die Marktpra-
mienvergiitung solle Anlagen ab 7 (statt

25) kW installierter Leistung zuganglich
bleiben und fiir Anlagen darunter solle
weiterhin die Option einer festen am
Marktpreis orientierten 20-jahrigen Ver-
glitung bestehen. Die Wirkleistungsbe-
grenzung mochte der Bundesrat streichen
oder zumindest um weiter greifende Uber-
gangsregelungen erginzen. Auch die ge-
plante Verschiebung des Ausbaus zulasten
von PV-Dachanlagen und zugunsten von
Freiflichenanlagen lehnt der Bundesrat
mit Verweis auf die Akzeptanz der Ener-
giewende und die Klimaziele der Stidte ab.
Auch das Untersegment insbesondere fiir
Agri-PV sollte laut der Lainderkammer bei-
behalten werden.

Das Netzpaket

Hohe Wellen hatten auch die Plane der
Wirtschaftsministerin  geschlagen, das
Netzanschlussverfahren im EEG und im
EnWG teilweise umzustellen. Da der Aus-
bau der Netze mit dem in den letzten Jah-
ren weit vorangeschrittenen Zubau erneu-
erbarer Energien nicht mitgehalten hat,
soll der Netzanschluss von Erneuerbaren
eingeschrankt werden, um einer Netz-
tiberlastung vorzubeugen.

Zentrales Instrument hierfiir ist die Er-
machtigung der Netzbetreiber bestimmte
Abschnitte ihres Netzgebietes als sog. , ka-
pazitits-limitierten Gebieten“ auszu-
weisen (§ 14 Abs. 1d EnWG-E).
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ten geplant”

Die Ausweisung hatte nach dem Geset-
zesentwurf zur Folge, dass der Anspruch
der Betreiber von EEG-Anlagen auf unver-
ziiglichen und vorrangigen Netzanschluss
(§ 8 EEG) in diesen Gebieten nicht mehr
gelten wiirde (§ 8 Abs. 4 Satz 2 EEG-E).

Netzbetreibern soll ermoglicht werden,
den Netzanschluss innerhalb der kapazi-
tatslimitierten Gebiete davon abhéngig zu
machen, dass der Anlagenbetreiber auf die
ihm grundsatzlich zustehende finanziel-
len Entschidigung fiir netzbedingte Ab-
regelungen der Stromproduktion der
Anlage (Redispatch)
(§ 8 Abs. 4 Satz 3 EEG-E).

verzichtet

Die Ausweisung der kapazititslimitierten
Gebiete soll fiir eine maximale Dauer von
6 Jahren moglich sein (im geleakten Ge-
setzentwurf waren noch 10 Jahre vorgese-
hen). Voraussetzung einer Ausweisung ist
nach dem aktuellen Gesetzentwurf nun zu-
dem, dass die Wirkleistungserzeugung der
unmittelbar oder mittelbar angeschlosse-
nen Anlagen im vorangegangenen Kalen-
derjahr in diesem Gebiet um insgesamt
mehr als 5 % reduziert wurde (§ 14 Abs.
1d Satz 1 EnWG-E).

Auch soll nach dem aktuell im Bundestag
behandelten Gesetzentwurf der Entscha-
digungsverzicht (sog. ,Redispatch-Vor-
behalt) nun nicht mehr (wie urspriing-
lich geplant) zu 100 % gelten kénnen, son-
dern sich stattdessen nur auf 20 % des
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gesamten in einem Jahr durch die Anlage
erzeugten Stroms beziehen koénnen

(§ 14 Abs. 1d Satz 3 EEG-E).

Neben dieser umstrittenen Anderung sieht
das Netzpaket auch Anderungen des
Netzanschlussverfahrens vor. Danach
sollen Netzbetreibern beim Anschluss von
Erzeugungsanlagen zusitzliche Informa-
tions- und Transparenzpflichten auferlegt
werden (§ 17c und d EnWG-E). Auch sol-
len die aktuell sehr heterogenen Reservie-
rungsverfahren der Netzbetreiber ver-
einheitlicht werden. Hierfiir sollen die Ver-
teilnetzbetreiber unter der Aufsicht der
Bundesnetzagentur untereinander ein-
heitliche Vorgaben abstimmen (§ 17f
EnWG-E). Neu ist auch die den Ubertra-
gungsnetzbetreibern eroffnete Moglich-
keit Grundsatze flr die Priorisierung von
Netzanschlussbegehren, die die Verteil-
netzbetreiber  libernehmen  konnen.
Schlief3lich soll das Netzanschlussverfah-

ren digitalisiert werden (§ 17e EnWG-E).

Kritik des Bundesrates

Auch am Gesetzentwurf zum Netzpaket
iibt der Bundesrat in seiner Stellungname
(BR-Drs. 471/26) umfangreich Kritik.

Insbesondere fordert er die Erweiterung
der Voraussetzungen fiir die Ausweisung
kapazitatslimitierter Gebiete um belast-
bar, transparente und eindeutig auf das
betroffene Verteilernetz zurtickfiihrbare
Kriterien und ein transparentes, angemes-
senes und diskriminierungsfreies Zutei-
lungsverfahren im Fall von Kapazitats-
knappheit. Die vorgesehene Mdglichkeit
zur Priorisierung von Netzanschlussbe-
gehren begrifdt der Bundesrat. Er fordert
jedoch eine verbindlichere und einheitli-
che Ausgestaltung der Regelungen. Zudem

schligt er Anderungen an den
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Priorisierungskriterien vor, unter ande-
rem um zu verhindern, dass standortge-
bundene Netzanschlussbegehren tiberma-

3ig benachteiligt werden.

Ausblick

Uber Bundestag und Bundesrat hingt nun
das Damoklesschwert der auslaufenden
beihilferechtlichen Genehmigung des EEG.
Tritt bis zum 01.01.2027 kein neues von
der EU-Kommission genehmigtes Gesetz in
Kraft, diirften ab dann keine neuen Forde-
rungen mehr ausgezahlt werden.

Vor dem Hintergrund dieser ndherkom-
menden Deadline erscheint ein Aufsplitten
des Gesetzesentwurfs zum EEG 2027 in
mehrere Gesetzgebungsverfahren nicht un-
wahrscheinlich. Mit Blick auf die Komplexi-
tat und Tragweite der beiden Gesetzent-
wirfe, die europarechtliche Erfordernisse
mit einem politisch stark umstrittenen und
tiefgreifenden Umbau des Foérder- und
Netzanschlusssystems verbinden, fordern
Parlamentarier und Verbande zu Recht
eine angemessene Beteiligung. So schlug
der Bundesrat vor, komplexe Aspekte, die
nicht europarechtlich notwendig oder zeit-
kritisch sind, im aktuellen Verfahren zu-
riickzustellen.
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Dass das bisherige Gesetzgebungsverfah-
ren der Bedeutung der geplanten Anderun-
gen nicht gerecht wurde, zeigen nicht zu-
letzt die umfangreichen und scharf formu-
lierten Stellungnahmen des Bundesrates,
die kaum ein Stein auf dem anderen lassen.
Die nun anstehenden Beratungen der Ge-
setzentwiirfe im federfiihrenden Ausschuss
fiir Wirtschaft und Energie werden zeigen,
wo die Verhandlungslinien verlaufen.
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Schon am 16.10.2026 sollen die Entwiirfe
nach Moglichkeit in zweiter Lesung im Bun-
destag beschlossen werden konnen. Eine
Zustimmung des Bundesrates ist nicht er-
forderlich, ihm verbliebe nach Anrufung
des Vermittlungsausschusses die Mdglich-
keit Einspruch gegen den Gesetzesbe-
schluss einzulegen.
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One Team.
One Goal.

e

c‘:!’



	Rückblick
	Das EEG 2027
	Kritik des Bundesrats
	Das Netzpaket
	Kritik des Bundesrates
	Ausblick
	Ihre Ansprechpersonen

